
subsidiee nach belgischem Vorbild in Richtung auf die Pflichtversicherung wie im
Deutschen Reich. 7 Zu Jahrhundertende trug die 1898 beschlossene Übertragung der
Betriebsunfall-Haftung auf den Arbeitgeber - bislang lag die Verschuldens-Beweis¬
last beim Arbeitnehmer - zusammen mit der Entwicklung des versicherungsmathe¬
matischen Instrumentariums zu einem Aufschwung der Versicherungswirtschaft bei,
unter anderem durch die Einrichtung von Unfall-Rückversicherungsanstalten der
Arbeitgeberschaft. Zugleich wurde die Fürsorgegesetzgebung weiterentwickelt, so
durch ein Gesetz über kostenlose Krankenhilfe 1893, über Pflege oder Pensionszah¬
lungen für Pflegebedürftige 1905 und über einen departementalen Kinderhilfsdienst
1904.
Das zum größten Teil noch auf Freiwilligkeit beruhende Sozialleistungssystem er¬

faßte jedoch, trotz des Aufschwungs der Mutualite nach 1898, um die Jahrhundert¬
wende nur einen geringen Teil der Arbeiter, von Eisenbahnen, Bergwerken und
Metallindustrie abgesehen. Insbesondere die unteren Lohnklassen waren zur Auf¬
bringung der erforderlichen Beiträge oft nicht in der Lage, so daß die Sozialleistun¬
gen vor allem die Mittelschichten erfaßten; die Mutualite wurde zusehends zu ihrer
Domäne.

Die seit den 1880er Jahren nach deutschem Vorbild ausgiebig diskutierte, in der
Mutualite-Gesetzgebung 1898 aber implizit wieder abgelehnte Pflichtversicherung
gewann erst Anfang des 20. Jahrhunderts mit den Retraites ouvrieres Gestalt. 8
Nach fast zehnjährigen parlamentarischen Auseinandersetzungen, in deren Verlauf
die Mehrheit der Sozialisten um Jaures ihren grundsätzlichen Widerstand gegen die
Sozialversicherung aufgab, wurden 1910 Pflichtrenten für Arbeiter und Angestellte
in Industrie, Handel, Landwirtschaft und freien Berufen beschlossen, deren Organi¬
sation weitgehend in das bestehende System der nationalen und der Sonderkassen
integriert wurde. Doch schon der Gesetzestext selbst wies zahlreiche Ausnahmemög¬
lichkeiten auf, und seine Realisierung gelang, wie bei so vielen Sozialgesetzen des 19.
Jahrhunderts, nur unzureichend. Die in relativ hohem Alter zugewiesenen Renten
blieben sehr niedrig und wurden infolge des Kapitalisierungsprinzips - Grundlage
aller Altersversicherungskonzeptionen der Zeit - durch die Inflation zusätzlich ent¬
wertet. 9 Teile der Linken, insbesondere CGT und Guesdisten, kämpften weiter gegen
die unzureichenden Staatsbeiträge und das niedrige Rentenniveau, schon bevor das
Gesetz 1911 offiziell in Kraft trat. Beitragsverweigerung seitens der Arbeiterschaft
angesichts der niedrigen Löhne und mangelnde Kooperation auf Unternehmerseite
trugen dazu bei, daß das Rentenversicherungssystem zunächst ein Torso blieb und
Frankreich den relativen Rückstand in der europäischen Sozialgesetzgebung, der
zwar noch nicht für die Kranken-, doch für die Rentenversicherung überwunden
schien, de facto noch nicht aufholte.
Zum offensichtlichen Scheitern dieses Systems kam mit dem Ende des I. Weltkrieges
ein weiteres Stimulans für neue Planungen: In Elsaß-Lothringen galt die deutsche
Sozialversicherungsgesetzgebung, und es war politisch weder tragbar, diese Vergün¬

7 Vgl.ebd.,S. 139 ff.
Bourquin, passim. Vgl. Barral, Securite sociale.

Q Zur Realisierung des Rentengesetzes: Bourquin, S. 276 ff., und Saint-Jours, S. 222 ff.
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